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[S. 549] Der Regierungsrat, 
gestützt auf §§ 13 b und 14 des Gesetzes betreffend die Leichenbestattung vom 
29. Juni 1890 
verordnet: 

I. Beiträge an Friedhofbauten. 
§ 1. Der Staat gewährt den Friedhofgemeinden Beiträge an die Kosten für notwendige 
Neu-, Erweiterungs- und Umbauten von Friedhöfen und den dazugehörenden 
Gebäuden (Leichenhäusern, Abdankungshallen, Dienstgebäuden, Abortgebäuden 
usw.). 
§ 2. Für Bauten, an deren Kosten ein Staatsbeitrag begehrt wird, hat die 
Friedhofgemeinde der Direktion des Gesundheitswesens rechtzeitig ein Gesuch um 
Genehmigung des Projektes einzureichen. Dem Gesuch sind die Projektpläne (für 
Friedhöfe im Maßstab 1:200 oder 1:100, für Gebäude im Maßstab 1:100 oder 1:50) und 
der detaillierte Kostenvoranschlag im Normalformat A4 und im Doppel beizulegen. 
Bei Neu- und Erweiterungsbauten sind vor der Ausarbeitung der Pläne der Direktion 
des Gesundheitswesens folgende Unterlagen zur Vorprüfung einzureichen: 
bei Friedhöfen: 
 eine Aufstellung über die Zahl der geplanten Gräber; 
 Angaben über allfällige Bodenuntersuchungen; 
 Angaben über Größe und Gräberzahl der bestehenden Friedhöfe und der Zahl der 

jährlichen Bestattungen im Durchschnitt der letzten 10 Jahre; // [S. 550] 
bei Gebäuden: 
 ein Raumprogramm und eine generelle Planskizze; 
sowie in allen Fällen: 
 ein Situationsplan mit eingetragenen Grundstückgrenzen und Nachbargebäuden im 

Maßstab 1:500 oder 1:200; 
 eine Kostenschätzung. 
An Bauten, deren Projekte nicht vorgängig zur Genehmigung eingereicht worden sind, 
wird kein Staatsbeitrag ausgerichtet. 
§ 3. Die Projekte unterliegen der Genehmigung der Direktion des Gesundheitswesens. 
Diese entscheidet auf Grund eines von der Direktion der öffentlichen Bauten zu 
erstattenden Gutachtens. Mit der Genehmigung wird der Staatsbeitrag zugesichert. 
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Die Beitragszusicherung kann mit Bedingungen und Auflagen, wie über 
architektonische Gestaltung und Baulenkung, verbunden werden. Bei Nichtbeachtung 
der erteilten Weisungen wird der zugesicherte Beitrag gekürzt oder verweigert. 
§ 4. Nachträgliche Änderungen oder Erweiterungen einer Bauvorlage sind, auch wenn 
sie keine Mehrkosten verursachen, in gleicher Weise wie das ursprüngliche Projekt zur 
Genehmigung vorzulegen. Ebenso sind Überschreitungen des Kostenvoranschlages 
um mehr als 10 % so frühzeitig wie möglich mit gehöriger Begründung zu melden, 
ansonst die Mehrkosten bei der Bemessung des Staatsbeitrages nicht berücksichtigt 
werden. Überschreitungen unter Fr. 1000.– sind in jedem Fall erst bei der Abrechnung 
zu melden und zu begründen. 
Abgeschlossene Bauetappen können wie Einzelarbeiten abgerechnet werden, sofern 
die Direktion des Gesundheitswesens die etappenweise Ausführung genehmigt hat. 
§ 5. Nach Vollendung der Baute ist der Direktion des Gesundheitswesens so rasch wie 
möglich das Gesuch um Festsetzung und Ausrichtung des Staatsbeitrages 
einzureichen. Dem Gesuch sind beizulegen: // [S. 551] 
1. Die genehmigte Abrechnung. Die bei der Projektgenehmigung als nicht 

beitragsberechtigt bezeichneten Bestandteile sind nach Möglichkeit auszuscheiden. 
Einnahmen im Sinne von § 8, desgleichen allfällige Zweckänderungen im Sinne von 
§ 8, Ziffer 1, sind zu melden. Die Rechnung soll womöglich nach Arbeitsgattungen 
und nach Baukörpern getrennt, unter Angabe der Raumeinheitspreise, gestellt 
werden. 

2. Die quittierten Rechnungsbelege mit detaillierten Kostenangaben, entsprechend der 
in der Abrechnung beobachteten Reihenfolge laufend numeriert. Wo Pauschalpreise 
vereinbart wurden, ist der Arbeitsvertrag beizulegen. 

3. Die Ausführungspläne im Normalformat A4, im Doppel, sofern diese von den 
Projektplänen abweichen. 

4. Der Ausweis über den Landerwerb und der dazugehörende Situationsplan, im 
Doppel, sofern dieser vom ursprünglichen Plan abweicht. 

§ 6. Die Direktion des Gesundheitswesens setzt den Staatsbeitrag auf Antrag der 
Direktion der öffentlichen Bauten fest. 
Die Direktion des Gesundheitswesens kann im Einvernehmen mit der Direktion der 
öffentlichen Bauten sofort nach Eingang der Abrechnung Abschlagszahlungen von 
höchstens zwei Dritteln des mutmaßlichen Staatsbeitrages ausrichten. 
§ 7. Für die Berechnung des Staatsbeitrages fallen außer Betracht: 
1. Erwerbung von Land, soweit es nicht zu Friedhofzwecken benützt wird, ferner 

Minderwertsentschädigungen, Vermessungs- und Fertigungskosten. 
2. Privatgräber (Familiengräber), Gärtner- und Verwalterwohnungen. 
3. Arbeiten außerhalb des Friedhofes (Zufahrtsstraßen, Kanalisation usw.). // [S. 552] 
4. Modelle und Muster, Verwaltungskosten und Gebühren, Gratifikationen und 

Trinkgelder, Kosten der Aufrichte und der Einweihung samt nachfolgender 
Reinigung, Kreditrückstellungen sowie Verbrauchs- und Reservematerialien. 

 Vorprojekte und Wettbewerbe können subventioniert werden, wenn sie vorgängig 
von der Direktion der öffentlichen Bauten als wünschbar anerkannt worden sind. 
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5. Einrichtungen und Anlagen, die keinem dringlichen Bedürfnis entsprechen (z. B. 
überdimensionierte Räume, Bepflanzung und künstlerische Ausschmückung über 
das von der Direktion der öffentlichen Bauten als angemessen bezeichnete Maß, 
überzählige Sitzbänke und Aborte, Doppeleinfriedungen, Friedhofflächen von mehr 
als 4 m2 je Erwachsenengrab und 3 m2 je Kinder- oder Urnengrab, die Grundfläche 
allfälliger Gebäude nicht eingeschlossen. Bei Urnen-Nischenanlagen sind die 
anrechenbaren Flächenmaße entsprechend niedriger anzusetzen). 

6. Während der Bauperiode bezahlte Kapitalzinse. 
§ 8. Für die Berechnung des Staatsbeitrages werden von den beitragsberechtigten 
Kosten abgezogen: 
1. Der Wert oder Erlös von alten Lokalitäten samt Umschwung und von Altmaterialien, 

soweit diese nicht mehr Friedhofzwecken dienen. 
2. Geschenke und Legate, mit Ausnahme des Ertrages freiwilliger Sammlungen. 
Für Abtretungen aus ändern öffentlichen Gütern oder unentgeltliche Überlassung von 
Baugrund durch Korporationen darf kein Wertbetrag in die Kostenrechnung eingesetzt 
werden. 
§ 9. Die Berechnung des Staatsbeitrages richtet sich nach der durchschnittlichen 
Gesamtsteuerbelastung der Gemeinde im Durchschnitt der letzten drei Jahre, 
einschließlich die in Steuerprozente umgerechneten Beiträge aus dem Finanzaus- 
// [S. 553] gleich und die Erträge der außerordentlichen Steuern bis zu 40 
Steuerprozenten. Ist eine Friedhofgemeinde aus mehreren politischen Gemeinden 
zusammengesetzt, so gilt als maßgebliche Gesamtsteuerbelastung das gewogene 
Mittel. Die Beiträge werden auf Grund der nachstehenden Skala abgestuft. 

Beitragsklasse Gesamtsteuer in % Staatsbeitrag in % 
1  über 250  20 
2  bis 250  18 
3  " 240  16 
4  " 230  14 
5  " 220  12 
6  " 210  10 
7  " 200  8 
8  " 190  6 
9  " 180  4 

10  " 170  2 
Staatsbeiträge unter Fr. 200.– werden nicht ausgerichtet. 
§ 10. Staatsbeiträge an große Bauten können auf zwei Jahre verteilt werden. 

II. Die anderen Staatsbeiträge. 
§ 11. Der Staat gewährt den Friedhof gemeinden außerdem Beiträge: 
a) an die Kosten der einzelnen Bestattungen gemäß § 13, lit. a, des 

Bestattungsgesetzes; 
b) an die weiteren Kosten gemäß § 13, lit. b, des Bestattungsgesetzes; 
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c) an die Anschaffung von Leichenwagen. 
§ 12. Die Beiträge gemäß § 11, lit. b und c, werden anhand der in § 9 aufgestellten 
Skala ausgerichtet. Die Direktion des Gesundheitswesens setzt die näheren 
Bedingungen fest. 
§ 13. Diese Verordnung tritt am Tage nach der Veröffentlichung im Amtsblatt in Kraft. 
Sie ersetzt das Regula- // [S. 554] tiv über Staatsbeiträge an das Bestattungswesen 
vom 20. Mai 1937 / 14. September 1939. 
Friedhofbauten, für welche die Abrechnung vor dem Inkrafttreten dieser Verordnung 
eingereicht worden ist, werden nach der früheren Verordnung subventioniert. 
 
Zürich, den 28. Dezember 1950. 
 
Im Namen des Regierungsrates, 
Der Präsident: Der Staatsschreiber: 
Vaterlaus. Dr. Aeppli. 
 
 
[Transkript: OCR (Überarbeitung: sef)/20.08.2015] 

Zürcher Gesetzessammlung seit 1803 online © by Staatsarchiv des Kantons Zürich 2016 


	I. Beiträge an Friedhofbauten.
	II. Die anderen Staatsbeiträge.

